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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

BMF: Maßgebendes Finanzierungsendalter bei der Bewertung von 
Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG und von Rückstellungen für 
Zuwendungen anlässlich eines Dienstjubiläums 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 04. Mai 2022 ein Schreiben 
zum maßgebenden Finanzierungsendalter bei der Bewertung von 
Pensionsrückstellungen nach § 6a Einkommensteuergesetz (EStG) und von 
Rückstellungen für Zuwendungen anlässlich eines Dienstjubiläums veröffentlicht. 

Hintergrund 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil XI R 42/18 vom 20. November 2019 
(siehe unseren Blogbeitrag) entschieden, dass bei verschiedenen gegenüber 
einem Arbeitnehmer im Rahmen von Entgeltumwandlungen erteilten 
Pensionszusagen mit jeweils unterschiedlichen Pensionsaltern nach Wahl des 
Berechtigten hinsichtlich des jeweiligen Finanzierungsendalters auf den in den 
einzelnen Zusagen festgelegten Leistungszeitpunkten abzustellen ist. 

Inhalt des Schreibens 

Nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder sollen die 
Grundsätze des BFH-Urteils in allen noch offenen Fällen unter Berücksichtigung 
der folgenden Änderungen anzuwenden sein: 

1. Bewertung von Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG, zweites Wahlrecht 
gemäß R 6a Absatz 11 Satz 3 ff. EStR 2012 Nach R 6a Absatz 11 Satz 10 EStR 
2012 gilt die gegenüber einem Pensionsberechtigten getroffene Wahl des bei der 
Ermittlung des Teilwertes zu berücksichtigenden Pensionsalters einheitlich für die 
gesamte Pensionsverpflichtung einschließlich eventueller Entgeltumwandlungen. 
Diese Regelung ist nicht weiter anzuwenden. Das zweite Wahlrecht kann für 
unterschiedliche Pensionszusagen des Berechtigten unabhängig voneinander 
ausgeübt werden. Wurde bei der Teilwertermittlung einer 
Versorgungsverpflichtung das Pensionsalter unter Bezugnahme auf R 6a Absatz 
11 Satz 10 EStR 2012 in Übereinstimmung mit einer weiteren gegenüber dem 
Berechtigten erteilten Zusage angesetzt, kann das zweite Wahlrecht nach R 6a 
Absatz 11 Satz 3 EStR spätestens in der Bilanz des nach dem 29. Juni 2023 
endenden Wirtschaftsjahres einmalig neu ausgeübt oder eine frühere Ausübung 
dieses Wahlrechtes zurückgenommen werden; R 6a Absatz 11 Satz 15 EStR 
2012 ist zu beachten. 

2. Rückstellungen für Zuwendungen anlässlich eines Dienstjubiläums (sog. 
Jubiläumsrückstellungen) Bei der Bewertung von Rückstellungen für 
Zuwendungen anlässlich eines Dienstjubiläums (Jubiläumsrückstellungen) ist 
nach Randnummer 8 Satz 2 des BMF-Schreibens vom 8. Dezember 2008 (BStBl 
I S. 1013) in den Fällen, in denen für den Begünstigten neben den 
Jubiläumsleistungen auch eine Pensionszusage besteht, dasselbe Alter zu 
berücksichtigen, das nach R 6a Absatz 11 EStR 2012 bei der Bewertung der 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227750/betriebsausgabenabzug-des-an-einen-pensionsfonds-entrichteten-leistungen-beim-kombinationsmodell/
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Pensionsrückstellung angesetzt wird. Diese Regelung ist nicht weiter 
anzuwenden. Für die Bestimmung des Zeitpunktes, zu dem der Begünstigte 
wegen des Eintritts in den Ruhestand aus dem Unternehmen ausscheidet, ist 
ausschließlich das dienstvertragliche Pensionsalter, spätestens die jeweilige 
Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung zugrunde zu legen 
(Randnummer 8 Satz 1 des o. g. BMF-Schreibens vom 8. Dezember 2008). 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 02. Mai 2022, IV C 6 -S 2176/20/10005 :001. 

 

BMF: Direktanspruch in der Umsatzsteuer 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 13. April 2022 ein Schreiben 
zum Direktanspruch in der Umsatzsteuer veröffentlicht. Dabei geht es auch um 
die Veröffentlichung der BFH-Urteile vom 30. Juni 2015, VII R 30/14, und vom 22. 
August 2019, V R 50/16. 

Das vorliegende BMF-Schreiben erläutert, unter welchen Voraussetzungen das 
sich aus dem Unionsrecht ergebende und von der Rechtsprechung entwickelte 
Rechtsinstrument des Direktanspruchs in der Umsatzsteuer (vgl. EuGH-Urteil 
vom 15. März 2007, C-35/05, Reemtsma Cigarettenfabriken), nach dem ein 
Leistungsempfänger unter bestimmten Voraussetzungen über eine 
Billigkeitsmaßnahme die Erstattung einer rechtsgrundlos an den Leistenden 
gezahlten Umsatzsteuer direkt vom Fiskus (statt vom Leistenden) verlangen 
kann, möglich ist. 

Im Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) wird in Abschnitt 15.11 nach 
Absatz 7 ein Absatz 8 angefügt, der auf das BMF-Schreiben verweist. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 12. April 2022, III C 2 - S 7358/20/10001 :004. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-05-02-steuerliche-gewinnermittlung-bewertung-von-pensionsrueckstellungen-und-von-rueckstellungen-dienstjubilaeum.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-04-12-direktanspruch-in-der-umsatzsteuer.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 05. Mai 2022 

 
 
Ein landwirtschaftlicher (Eigentums-)Betrieb wird mit der 
Übertragung sämtlicher landwirtschaftlicher Nutzflächen 
aufgegeben (Bestätigung des Senatsurteils vom 16. November 
2017 VI R 63/15). Das Verpächterwahlrecht setzt auch bei den 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft voraus, dass die 
wesentlichen, dem Betrieb das Gepräge gebenden 
Wirtschaftsgüter mitverpachtet werden. Daran fehlt es, wenn eine 
Mitunternehmerschaft nach Aufgabe ihres land- und 
forstwirtschaftlichen Verpachtungsbetriebs ihre wesentlichen 
Betriebsgrundlagen (Grundstücke) den Mitunternehmern jeweils zu 
Alleineigentum überträgt. 
 
Zum Urteil, Die Entscheidung wurde nachträglich zur amtlichen 
Veröffentlichung bestimmt; sie war seit dem 08.10.2018 als NV-
Entscheidung abrufbar. 
 
 
Der für eine Tätigkeit als International Civilian Consultant bei der 
ISAF in Afghanistan gezahlte Arbeitslohn unterliegt der 
Einkommensteuer. Aus völkerrechtlichen Vereinbarungen ergibt 
sich kein Anspruch auf eine Steuerbefreiung. 
Der im Zusammenhang mit einer Tätigkeit für die ISAF gezahlte 
Gefahren- und Erschwerniszuschlag ist nicht nach § 3 Nr. 64 EStG 
steuerfrei. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Die Darlegung des Zulassungsgrundes der grundsätzlichen 
Bedeutung der Rechtssache (§ 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO) oder der 
Erforderlichkeit einer Entscheidung des BFH zur Fortbildung des 
Rechts (§ 115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 1 FGO) als Unterfall des 
Zulassungsgrundes der grundsätzlichen Bedeutung verlangt 
substantiierte Ausführungen zur Klärungsbedürftigkeit einer 
hinreichend bestimmten Rechtsfrage, die im konkreten Streitfall 
voraussichtlich klärbar und deren Beurteilung zweifelhaft oder 
umstritten ist. 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil VI R 73/15: 
Aufgabe eines 
landwirtschaftlichen 
Betriebs – Verpächter-
wahlrecht bei 
Realteilung einer 
Mitunternehmerschaft, 
im Wesentlichen 
inhaltsgleich mit VI R 
66/15 vom 17.05.2018 
 
17. Mai 2018 
 

Urteil I R 17/20: 
Steuerpflicht des 
Arbeitslohns aus einer 
Tätigkeit für die ISAF 
 
 
 
 
 
 
 
24. November 2021 
 

 

 
Beschluss VI B 61/21: 
Anforderungen an die 
Darlegung der 
grundsätzlichen 
Bedeutung der 
Rechtssache und zur 
Fortbildung des 
Rechts 
 
 
 
29. März 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210075/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250063/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Ertragsteuerliche Behandlung einer Umgestaltung einer GmbH & atypisch 
still in eine GmbH & Co. KG 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hatte in einem aktuellen Urteil die Frage 
zu entscheiden, ob ein Fall eines sog. einkommensteuerrechtlichen 
Formwechsels vorliegt, wenn sich im Zuge der Umgestaltung einer atypisch stillen 
Gesellschaft in eine GmbH & Co. KG die Beteiligung der Mitunternehmer an den 
stillen Reserven des Betriebsvermögens ändert. 

Sachverhalt 

Streitig war die Frage, ob bei der Umstrukturierung einer GmbH & atypisch still in 
eine GmbH & Co. KG die stillen Reserven aufgedeckt werden müssen und eine 
Besteuerung des Aufgabegewinns zu erfolgen hat oder ob eine steuerneutrale 
Übertragung zu Buchwerten möglich war. Kläger war der Alleingesellschafter der 
GmbH, der gleichzeitig atypisch still am Handelsgewerbe der GmbH bzw. später 
als einziger Kommanditist an der KG beteiligt war. 

Zivilrechtlich erfolgte die Umstrukturierung, indem mit Vertrag vom 24. November 
2008 die Auflösung der atypisch stillen Gesellschaft vereinbart wurde und das 
dem Kläger als atypisch stillen Gesellschafter zustehende 
Auseinandersetzungsguthaben (rückwirkend auf den 31. März 2008 festgestellt) 
der neu zu gründenden KG als Kommanditeinlage des Kommanditisten (ebenfalls 
des Klägers) zur Verfügung gestellt wurde. Die Gründung der KG erfolgte sodann 
mit Gesellschaftsvertrag vom 25. November 2008. In diesem Zusammenhang 
ging auch das der Geschäftsinhaberin (GmbH) zustehende Vermögen auf die 
Kommanditgesellschaft über und entfiel danach aber vollständig auf den Kläger 
(Beteiligung der GmbH als Komplementärin 0 %). 

Das beklagte Finanzamt behandelte diesen Vorgang als gewinnrealisierende 
Auflösung der atypisch stillen Gesellschaft und rechnete dem Kläger einen 
Aufgabegewinn nach § 16 Abs. 3 Einkommensteuergesetz (EStG) zu. Überdies 
wurde (was nicht Streitgegenstand war) eine verdeckte Gewinnausschüttung 
angenommen soweit die GmbH das ihr zustehende 
Auseinandersetzungsguthaben/Vermögen dem Kläger (wirtschaftlich) zur 
Verfügung gestellt hat. 

Richterliche Entscheidung 

Nach Auffassung des FG Baden-Württemberg lag weder eine Veräußerung noch 
eine Aufgabe eines Mitunternehmeranteils vor (§ 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG 
bzw. § 16 Abs. 3 Satz 1 EStG). 

Trotz fehlender zivilrechtlicher Identität war in dem Vorgang lediglich ein bloßer 
Wechsel der Rechtsform einer ansonsten durchgängig bestehenden 
Mitunternehmerschaft zu sehen (hierauf bezieht sich auch der vom Gericht 
verwendete Begriff des einkommensteuerrechtlichen Formwechsels; das Gericht 
verweist in diesem Zusammenhang auf BFH v. 28.11.1989, VIII R 40/84, BStBl. II 
1990, 561, BFH v. 20.9.2007, IV R 10/07, BStBl. II 2008, 118). 

Mangels Veräußerungs- oder Aufgabevorgangs kam es auf die Frage, ob § 24 
Abs. 1 UmwStG (Einbringung von Betriebsvermögen in eine 
Personengesellschaft), § 16 Abs. 3 Satz 2 EStG (Realteilung) oder § 6 Abs. 5 
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EStG (Übertragungen/Überführungen von Einzelwirtschaftsgütern in Bezug zu 
Personengesellschaften) im Streitfall zur Anwendung kommen können, nicht an. 

Das Gericht hat die Revision wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 
Rechtsfrage zugelassen. 

Fundstelle 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 29. Juli 2021 (12 K 374/19); die 
Revision ist beim BFH unter dem Az. IV R 28/21 anhängig. 

 

 

EuGH zum Umfang des unionsrechtlichen Zinsanspruchs bei 
Einzelfallentscheidung von Behörden 

Aufgrund dreier Vorlagefragen des Finanzgerichts Hamburg hat der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) in seinem heutigen Urteil ausführlich zur Auslegung des 
unionsrechtlichen Zinsanspruchs Stellung genommen. Die verbundenen 
Rechtssachen betreffen Fragen zu den Folgen von Rechtsanwendungsfehlern. In 
seinen Ausführungen nimmt der EuGH auch die nationalen Gerichte in die Pflicht. 

Hintergrund  

Die vorliegenden drei Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Hamburg 
betreffen die Auslegung des Unionsrechts im Hinblick auf den in der 
Rechtsprechung des EuGH als unionsrechtlichen Anspruch anerkannten 
Verzinsungsanspruch von Einzelpersonen. Sie beziehen sich auf drei 
verschiedene Sachverhalte, in denen es um Ansprüche auf Zahlung von Zinsen 
geht, im Zusammenhang mit erstens der verspäteten Auszahlung von 
Ausfuhrerstattungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse und der Erstattung zu 
Unrecht festgesetzter finanzieller Sanktionen in Verbindung mit solchen 
Erstattungen (Rechtssache C-415/20, Gräfendorfer Geflügel- und Tiefkühlfeinkost 
Produktions GmbH), zweitens der Verzinsung wegen Erstattung von 
Antidumpingzöllen ( Verfahren C-419/20, F. Reyher) und drittens der Erstattung 
von rechtswidrig entrichteten Einfuhrzöllen ( C-427/20, Flexi Montagetechnik). Der 
EuGH ist aufgerufen zu entscheiden, ob die Rechtsprechung zum 
unionsrechtlichen Zinsanspruch auch auf Einzelfallentscheidungen von 
Verwaltungsbehörden auszudehnen ist.  

Mehr zu dem Vorlagebeschluss des Finanzgerichts in unserem Blogbeitrag vom 
1.10.2020. 

Entscheidung des EuGH 

Die unionsrechtlichen Grundsätze über den Anspruch auf Erstattung von 
Geldbeträgen, zu deren Zahlung die Betroffenen von einem Mitgliedstaat unter 
Verstoß gegen das Unionsrecht herangezogen wurden, sowie auf Verzinsung 
dieser Beträge sind dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung 
entgegenstehen, nach der, wenn die Zahlung von Ausfuhrerstattungen, einer 
finanziellen Sanktion, von Antidumpingzöllen oder von Einfuhrabgaben unter 
Verstoß gegen das Unionsrecht versagt bzw. eingefordert worden ist, die Zahlung 
von Zinsen unter Ausschluss des davor liegenden Zeitraums nur für denjenigen 
Zeitraum zu erfolgen hat, der zwischen dem Tag der Einlegung des gerichtlichen 
Rechtsbehelfs, mit dem die Zahlung eines dem Betreffenden versagten 
Geldbetrags bzw. die Erstattung eines von ihm entrichteten Geldbetrags begehrt 
wird, und dem Tag liegt, an dem das zuständige Gericht seine Entscheidung 

http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=37147
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228059/eugh-vorlagen-zum-umfang-des-unionsrechtlichen-zinsanspruchs/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228059/eugh-vorlagen-zum-umfang-des-unionsrechtlichen-zinsanspruchs/
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erlässt. Indes verbieten diese Grundsätze für sich genommen nicht, dass eine 
solche Regelung vorsieht, dass die Zahlung nur geschuldet wird, wenn ein 
solcher Rechtsbehelf eingelegt worden ist, sofern dies nicht dazu führt, dass die 
Ausübung der unionsrechtlichen Rechte der Verwaltungsunterworfenen 
übermäßig erschwert wird. 

Hierzu gibt der EuGH folgende zusammenfassende Begründung: 

Zunächst stellt der EuGH klar, dass nach dem allgemeinen Grundsatz der 
Rückforderung rechtsgrundlos gezahlter Beträge jeder Bürger, dem eine 
nationale Behörde unter Verstoß gegen das Unionsrecht die Zahlung einer 
Steuer, Abgabe, Gebühr oder sonstigen Abgabe auferlegt hat, nach dem 
Unionsrecht einen Anspruch darauf hat, von dem betreffenden Mitgliedstaat die 
Erstattung des zu Unrecht erhobenen Geldbetrags sowie die Zahlung von Zinsen 
zu erhalten. 

Diese Rechte gelten somit insbesondere in Bezug auf eine Geldstrafe, die von 
einer nationalen Behörde in Anwendung eines Rechtsakts des Unionsrechts oder 
von Bestimmungen des nationalen Rechts, die zur Durchführung, Umsetzung 
oder Durchsetzung eines solchen Rechtsakts erlassen wurden, zu Unrecht 
verhängt wurde. Daher hat der Betroffene Anspruch auf Erstattung einer solchen 
Geldstrafe sowie auf Zahlung von Zinsen. Diese Zinsen sind analog auch dann 
geschuldet, wenn Ausfuhrerstattungen unter Verstoß gegen das Unionsrecht 
verspätet an einen Verwaltungsbeamten gezahlt wurden. 

Ein solcher Verstoß könne insbesondere dann vorliegen, so der EuGH, wenn eine 
nationale Behörde die Zahlung unter fehlerhafter Anwendung eines 
Unionsrechtsakts oder einer nationalen Regelung zur Durchführung oder 
Umsetzung eines solchen Rechtsakts durchgesetzt oder verweigert hat. Im 
Übrigen kann das Vorliegen eines Verstoßes gegen das Unionsrecht nicht nur 
vom Unionsrichter, sondern auch von einem nationalen Gericht festgestellt 
werden, unabhängig davon, ob dieses die Konsequenzen aus einer zuvor vom 
Unionsrichter getroffenen Feststellung der Rechtswidrigkeit oder Ungültigkeit 
ziehen oder feststellen soll, dass ein von einer nationalen Behörde erlassener 
Rechtsakt durch eine fehlerhafte Umsetzung des Unionsrechts fehlerhaft ist. 

In Ermangelung einer EU-Regelung ist es Sache des nationalen Gesetzgebers, 
unter Beachtung der Grundsätze der Äquivalenz und der Effektivität die 
Modalitäten für die Zahlung von Zinsen bei der Rückzahlung von Geldbeträgen, 
die unter Verstoß gegen das Unionsrecht erhoben oder verweigert wurden, 
vorzusehen. Insbesondere müssen solche Zinsen auch von einem Bürger für den 
Zeitraum zwischen dem Zeitpunkt, zu dem der fragliche Geldbetrag an den 
betreffenden Mitgliedstaat gezahlt wurde oder dem Bürger hätte gewährt werden 
müssen, und dem Zeitpunkt der Erhebung einer gerichtlichen Klage auf 
Rückzahlung oder Gewährung dieser Geldbeträge beantragt und erlangt werden 
können. 

Nach Ansicht des EuGH ist es nicht unbedingt ausgeschlossen, dass eine 
nationale Rechtsvorschrift vorsieht, dass Zinsen nur dann zu zahlen sind, wenn 
ein gerichtlicher Rechtsbehelf eingelegt wurde. Das nationale Gericht muss 
jedoch prüfen, ob diese Bedingung nicht dazu führt, dass die Ausübung der 
Rechte, die die Bürger aus dem Unionsrecht ableiten, übermäßig erschwert oder 
sogar unmöglich gemacht wird. 

Anmerkung: Im Gegensatz zum Urteil ist eine ergänzende Kurzfassung auf der 
Webseite des EuGH derzeit nur in französischer Sprache veröffentlicht. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258442&pageIndex=0&doclang=FR&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=661847
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Fundstelle 

EuGH, Urteil vom 28. April 2022 in den verbundenen Rechtssachen C-415/20, 
C-419/20 und C-427/20.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Business Meldungen 

Krieg in der Ukraine – Auswirkungen auf Arbeitnehmer und Arbeitgeber: Drei 

Fragen an Nadja Roß-Kirsch, Expertin für internationales Arbeitsrecht 

  

Der Krieg in der Ukraine hat weitreichende Auswirkungen auf viele 

unterschiedliche Bereiche. Mit der PwC-Expertin Nadja Roß-Kirsch sprechen wir 

in „Drei Fragen an…“ über die Folgen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

 

Näheres finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter diesem Link. 

 

Terminplaner 
  

Automotive Tax Seminar 2022 

31.05. bis 01.06. 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
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https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258486&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=205524
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258486&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=205524
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/231783/krieg-in-der-ukraine-auswirkungen-auf-arbeitnehmer-und-arbeitgeber-drei-fragen-an-nadja-ross-kirsch-expertin-fuer-internationales-arbeitsrecht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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